
P
ra

xi
sh

in
w

ei
s

11
2024
Seite 1 / 8

Stand: Januar 2024 / Bearbeiter: Di

Gesellschaftsformen
Mitgliedern steht die Möglichkeit offen, mit anderen Kolleginnen und Kollegen zwecks 
Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit eine Gesellschaft zu gründen. Vornehmlich 
kommen hierfür die nachstehend aufgeführten Gesellschaftsformen in Betracht:

1. Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), die auch als BGB-Gesellschaft, Sozietät 
oder Gemeinschaft bezeichnet wird, ist in §§ 705 ff BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) 
geregelt. 

Eine GbR entsteht bereits dann, wenn sich zwei Personen zum Zwecke des gemein-
schaftlichen Betriebs eines Büros zusammenschließen. Grundlage ist der Gesellschaf-
tervertrag, der auch mündlich geschlossen werden kann. Zur Vermeidung von Streitig-
keiten empfiehlt es sich jedoch dringend, einen schriftlichen Vertrag abzufassen und sich 
hinsichtlich der Gestaltungsmöglichkeiten eines solchen Vertrages von einem Rechtsan-
walt beraten zu lassen. Eine Orientierungshilfe zur Erarbeitung von GbR-Verträgen stellt 
die AKNW ihren Mitgliedern auf Anforderung gerne zur Verfügung.

Das BGB geht bei der GbR vom Grundsatz der Gesamtgeschäftsführung und  -vertre-
tung aus. D. h., alle Gesellschafter müssen sämtliche Verträge gemeinschaftlich ab-
schließen. Diese kaum praxisgerechte Regelung kann jedoch im Gesellschaftsvertrag 
abgeändert werden. Beispielsweise kann hierin eine Regelung aufgenommen werden, 
für welche Rechtsgeschäfte jeder einzelne Gesellschafter handeln darf und für welche 
Rechtsgeschäfte die Zustimmung sämtlicher Gesellschafter erforderlich ist. 

Für Verbindlichkeiten der GbR haften die Gesellschafter als Gesamtschuldner. Dies be-
deutet, dass jeder Gesellschafter in voller Höhe für die Schulden der Gesellschaft und 
damit konkret z. B. auch für die Fehler jedes Mitgesellschafters haftet. Das größte Man-
ko der GbR liegt daher in der vollumfänglichen Haftung aller Gesellschafter – auch mit 
deren Privatvermögen. Diese Haftungsfolge wird häufig nicht bedacht und stellt einen 
nicht zu vernachlässigenden Nachteil dieser Gesellschaftsform dar. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des Personengesellschafts-
rechts (MoPeG) ergeben sich ab dem 01.01.2024 wichtige Änderungen im deutschen 
Gesellschaftsrecht. Diese haben auch Auswirkungen auf Berufsgesellschaften von Ar-
chitekten.

Mit dem Inkrafttreten des MoPeG werden die für die GbR relevanten Vorschriften des §§ 
705 ff BGB umfassend geändert. Damit wird die GbR dann auch gesetzlich als rechts-
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fähig anerkannt, womit die bisherige Rechtsprechung gesetzgeberisch nachvollzogen 
wird.

Rechtsfähige und nicht-rechtsfähige GbR 
Eine der grundlegenden Neuerungen des MoPeG betrifft die Unterscheidung zwischen 
rechtsfähiger und nichtrechtsfähiger GbR. Bislang war die Rechtsfähigkeit der GbR nur 
in der Rechtsprechung anerkannt. Mit dem Inkrafttreten des MoPeG wird nun auch ge-
setzlich festgelegt, dass die GbR gemäß § 705 Abs. 2 BGB n. F selbstständig Rechte 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen kann, sofern dies im gemeinsamen Willen der 
Gesellschafter liegt. Das bedeutet, dass die GbR auch gesetzlich als eigenständiger 
Rechtsträger agieren kann und ihr eigenes Vermögen gemäß §§ 713 und 722 BGB n. 
F. besitzt. Eine rechtsfähige GbR nimmt am Rechtsverkehr teil und tritt nach außen auf. 
Die nicht-rechtsfähige GbR hat lediglich zum Zweck, die Rechtsverhältnisse der Gesell-
schafter untereinander auszugestalten. 

Gesellschaftsregister für GbR
Das MoPeG führt ein Gesellschaftsregister für GbRs beim Amtsgericht ein. Eintragun-
gen wie der Gesellschafterbestand und die Vertretung der Gesellschaft genießen im 
Rechtsverkehr nach 

§ 707a Abs. 3 BGB n. F. einen Gutglaubensschutz. Es ist zwar gesetzlich keine Eintra-
gungspflicht vorgesehen, da die Eintragung jedoch teilweise zwingend vorausgesetzt 
wird, um in andere öffentliche Register eingetragen werden zu können, besteht in diesen 
Fällen zumindest eine faktischen Eintragungspflicht. Dies gilt beispielsweise in folgen-
den Fällen:

Zur Eintragung ins Grundbuch muss die GbR im Gesellschaftsregister eingetragen sein.

Eine GbR kann als Gesellschafterin einer anderen Gesellschaft nur im jeweiligen Regis-
ter eingetragen werden, wenn sie im Gesellschaftsregister eingetragen ist. Zum Erwerb 
von Namensaktien einer AG muss die GbR ebenfalls im Gesellschaftsregister eingetra-
gen sein.

Für die Eintragung der GbR in das neue Gesellschaftsregister muss ein Notar hinzu-
gezogen werden. Die Anmeldung ist elektronisch in öffentlich beglaubigter Form ein-
zureichen. Die im Gesellschaftsregister eingetragenen Daten der eGbR sind öffentlich 
zugänglich.

Eingetragene Gesellschaft bürgerlichen Rechts (eGbR)
Nach erfolgter Eintragung im Gesellschaftsregister muss die GbR nach § 707a Abs. 2 
BGB n. F. den Namenszusatz „eingetragene Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ (eGbR) 
führen. Die eGbR wird zu einem umwandlungsfähigen Rechtsträger gemäß § 3 Abs. 1 
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Nr. 1 UmwG n. F. und kann beispielsweise in eine GmbH umgewandelt werden.

Kündigung oder Tod eines Gesellschafters
Anders als nach bisheriger Rechtslage führen ab dem 01.01.2024 die Kündigung und 
der Tod eines Gesellschafters nicht mehr automatisch zur Auflösung der Gesellschaft, 
sondern lediglich zum Ausscheiden des betreffenden Gesellschafters. Soll geregelt wer-
den, dass die Kündigung oder der Tod weiterhin zur Auflösung der Gesellschaft führt, 
muss dies im Vertrag ausdrücklich abweichend gegelt werden.

Stimmrechte im Innenverhältnis
Die Stimmrechte im Innenverhältnis der Gesellschaft richten sich nicht mehr nach Köp-
fen, sondern vorrangig nach den vertraglich vereinbarten Beteiligungsverhältnissen.

Verteilung nach Beteiligungsverhältnissen und Nachhaftung
Die Verteilung der Gewinne und Verluste in der GbR wird gemäß § 709 Abs. 3 BGB n. 
F. gesetzlich geregelt. Danach richtet sich der Anteil am Gewinn und Verlust vorrangig 
nach den Beteiligungsverhältnissen. Gewerbesteuer fällt bei der GbR nicht an, sofern 
allein freiberufliche Leistungen erbracht werden. 

Die Nachhaftung der ausgeschiedenen Gesellschafter wird gemäß § 728b Abs. 1 S. 2 
BGB n. F. und § 137 Abs. 1 S. 2 HGB n. F. begrenzt, sodass sie nur noch für Schadens-
ersatzansprüche haften, die vor ihrem Ausscheiden begründet wurden.

Berufsrechtliche Auswirkungen nach Baukammerngesetz NRW
Die Eintragung einer eGbR ist derzeit noch nicht im Baukammerngesetz NRW (BauKaG 
NRW) geregelt. Eine Eintragung im Gesellschaftsverzeichnis der AKNW kann daher 
zurzeit noch nicht erfolgen.

Mitglieder der Architektenkammer können sich grundsätzlich mit Berufsfremden zu ei-
ner GbR zusammenschließen. In diesem Falle ist jedoch eine Firmierung z.B. unter 
der Bezeichnung „Architekturbüro“ unzulässig, da die Berufsbezeichnung „Architekt“ 
bzw. „Architektin“ sowie Wortverbindungen mit diesen Berufsbezeichnungen geschützt 
sind. Eine Gesellschaft darf nur dann unter der Bezeichnung „Architekturbüro“ firmieren, 
wenn sämtliche Gesellschafter zur Führung der Berufsbezeichnung „Architekt“ bzw. „Ar-
chitektin“ berechtigt sind, mithin in die bei der Kammer geführte Architektenliste einge-
tragen sind.

Die Bürogemeinschaft ist ebenfalls eine GbR. Hierbei schließen sich mehrere Freiberuf-
ler zusammen, um aus Kostengründen gemeinsam z.B. Büroräume anzumieten, Arbeits-
verträge abzuschließen oder um gemeinschaftlich eine Büroausstattung zu erwerben. 
Nur im Bereich dieser Vertragsverhältnisse wird die Bürogemeinschaft als Gesellschaft 
tätig und es besteht somit grundsätzlich nur dort die Gefahr einer gesamtschuldneri-
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schen Haftung.

Ansonsten tritt jedes Mitglied der Bürogemeinschaft nach außen hin als Ein-Personen-
Büro auf, also insbesondere beim Abschluss von Architektenverträgen. Eine gesamt-
schuldnerische Haftung kommt in diesem Bereich somit kaum in Betracht. Eine Gefahr 
birgt in diesem Zusammenhang jedoch gegebenenfalls die Verwendung eines gemein-
samen Briefbogens. Im Rahmen der beruflichen Tätigkeit sollte unbedingt darauf ge-
achtet werden, auch nur den geringsten Anschein einer gesamtschuldnerisch haftenden 
Gesellschaft zu vermeiden. 

Weitere Informationen zu den für die GbR relevanten Änderungen des BGB sind unter 
nachfolgendem Link zu finden:

https://www.dabonline.de/2023/11/28/neues-gbr-recht-egbr-2024-architekten/

2. Partnerschaftsgesellschaft 
 
Für Kammermitglieder besteht auch die Möglichkeit, eine Partnerschaftsgesellschaft im 
Sinne des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes mit anderen Freiberuflern zu gründen. 
Die Partnerschaftsgesellschaft ist ausschließlich Freiberuflern vorbehalten und verfolgt 
den Zweck, den speziellen Interessen dieser Berufsgruppe Rechnung zu tragen. Seit 
Ende 2014 können Mitglieder der AKNW und auch beratende Ingenieure zudem eine 
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung gründen. Details zu dieser 
Rechtsformvariante finden Sie in unserem separaten Praxishinweis zur PartGmbB (PH 
49). 

Die Partnerschaftsgesellschaft ist rechtsfähig und kann in ihrem Namen Rechte erwer-
ben. Zur Gründung dieser Gesellschaftsform ist die Eintragung in das Partnerschafts-
register erforderlich. Dieses Register wird in Nordrhein-Westfalen zentral beim Amtsge-
richt Essen, Zweigertstr. 52 in 45130 Essen (Tel.: 0201/8030) geführt. Informationen zur 
Eintragung finden Sie auch im Internet auf der Homepage des Amtsgerichts Essen unter 

https://www.ag-essen.nrw.de/infos/Formulare/050_ZT_Partnerschaften/index.php.

Veränderungen wie z.B. ein späterer Ein- oder Austritt eines Partners, eine Sitzverle-
gung oder eine Änderung des Namens zur Eintragung ins Partnerschaftsregister müs-
sen angemeldet werden. 

Eine anfängliche Kapitaleinlage ist bei der Partnerschaftsgesellschaft nicht erforderlich. 
Die Anmeldung muss in öffentlich beglaubigter Form durch alle Partner eingereicht wer-
den. 

https://www.dabonline.de/2023/11/28/neues-gbr-recht-egbr-2024-architekten/ 
https://www.ag-essen.nrw.de/infos/Formulare/050_ZT_Partnerschaften/index.php. 
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Der Name der Partnerschaft muss mit dem Inkrafttreten des MoPeG ab dem 01.01.2024 
den Zusatz „und Partner“ (bzw. +/& Partner) oder „Partnerschaft“ . Andere Gesellschaf-
ten dürfen den Zusatz „Partner“ oder „Partnerschaft“ nur in ganz beschränkten Ausnah-
mefällen (Besitzstand) führen.

An dem Gesellschaftsvermögen besteht Gesamthandsvermögen. 

Die Haftung für Schadensersatzansprüche ist gesetzlich stets beschränkt auf das Ver-
mögen der Partnerschaft und den oder die mit dem Auftrag tatsächlich befassten Part-
ner. „Befasst“ bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Partner den Auftrag selbst 
bearbeitet oder seine Bearbeitung überwacht hat oder dies nach der internen Zuständig-
keitsverteilung hätte tun müssen. Haben mehrere Partner die Sache bearbeitet, so haf-
ten sie gesamtschuldnerisch. Dabei sind Bearbeitungsbeiträge von untergeordneter Be-
deutung ausgenommen. Die Darlegungs- und Beweislast, dass die Haftung beschränkt 
ist und wer mit dem Fall tatsächlich befasst war, obliegt der Partnerschaft.

Das Partnerschaftsgesellschaftsgesetz räumt in Verbindung mit dem Baukammern-
gesetz NRW ferner die Möglichkeit ein, die Haftung der Gesellschaft im Vertrag oder 
in Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Höhe nach zu beschränken. Eine solche 
Haftungsbeschränkung aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung ist auf den 
vierfachen Betrag der Mindestversicherungssumme für Sach- und Vermögensschäden 
und auf den einfachen Betrag der Mindestversicherungssumme für Personenschäden 
möglich (§ 31 BauKaG NRW). Die Mindestversicherungssumme für Sach- und Vermö-
gensschäden beträgt derzeit 250.000,- €, diejenige für Personenschäden 1,5 Mio. €. 
Juristisch umstritten ist allerdings, ob tatsächlich für Personenschäden eine derartige 
Haftungsbegrenzung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen wirksam ist.

Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung
Eine deutlich weiterreichende Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung bietet die eingangs 
erwähnte Variante der Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung (siehe 
hierzu im Einzelnen PH 49), die allerdings auch besondere Anforderungen mit Blick auf 
den Haftpflichtversicherungsschutz erfüllen muss.

Die Berufsbezeichnung „Architekt“, „Innenarchitekt“, „Landschaftsarchitekt“ oder „Stadt-
planer“ darf im Namen einer Partnerschaftsgesellschaft geführt werden, wenn die Ge-
sellschaft in das bei der Architektenkammer geführte Gesellschaftsverzeichnis eingetra-
gen ist. Die Voraussetzungen hierfür sind in §§ 30, 31 BauKaG NRW geregelt. 

Es empfiehlt sich, den Entwurf des Gesellschaftsvertrages vor der notariellen Anmel-
dung der Partnerschaftsgesellschaft beim Registergericht zunächst informell mit der 
Rechtsabteilung der AKNW abzustimmen, um sicherzustellen, dass die berufsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine Eintragung der PartG in das Gesellschaftsverzeichnis 
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der Kammer erfüllt sind.

Die steuerlichen Regelungen für die Partnerschaftsgesellschaft ähneln denjenigen der 
GbR.

3. Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)
 
Die GmbH ist eine rechtsfähige, durch Organe handelnde Gesellschaft, bei der grund-
sätzlich nur das Vermögen der Gesellschaft haftet. Die Gesellschafter sind durch einen 
Gesellschafteranteil, der als Stammeinlage bezeichnet wird, am Vermögen beteiligt, 
übernehmen aber durch die Beteiligung grundsätzlich keine persönliche Haftung ge-
genüber den Gläubigern der Gesellschaft. Nur in besonderen Ausnahmefällen ist eine 
sog. Durchgriffshaftung auf das Privatvermögen der Gesellschafter möglich. Das ist bei-
spielsweise dann der Fall, wenn die Gesellschafter ihre Stammeinlage noch nicht voll 
eingezahlt haben oder wenn durch eine nicht ordnungsgemäße Buchführung eine Ab-
grenzung des Vermögens der GmbH zum Privatvermögen der Gesellschafter nicht mehr 
möglich ist. 

Es bestehen für Mitglieder der Architektenkammer NRW keine berufsrechtlichen Beden-
ken, eine GmbH zu gründen. 

Zu den Rechtsfragen und Abläufen rund um die Gründung einer GmbH hält die AKNW 
einen eigenen Praxishinweis Nr. 69 (Architekten- und Planer-GmbH) für Sie bereit, auf 
den verwiesen wird.

4. GmbH & Co. KG für Freiberufler
 
Durch die Öffnung der Personenhandelsgesellschaft für Freiberufler nach § 107 Abs. 1 
S. 2 HGB n. F haben Freiberufler grundsätzlich ab dem 01.01.2024 die Möglichkeit, eine 
Personenhandelsgesellschaft als Gesellschaftsform zu wählen und können damit auch 
den Weg in eine GmbH & Co. KG einschlagen. Bislang konnten Freiberufler nur in der 
Form einer PartG Haftungsbeschränkung für Verbindlichkeiten und Ansprüchen aus feh-
lerhafter Berufsausübung vereinbaren. Mit der Option der Gründung einer GmbH & Co. 
KG kann nun die Haftung einer natürlichen Per-son ausgeschlossen werden. 

Voraussetzung ist allerdings, dass das jeweilige Berufsrecht diese Eintragung ausdrück-
lich zulässt, wie es beispielsweise für Rechtsanwälte nach § 59b Abs. 2 Nr. 1 BRAO 
erfolgt.

Im BauKaG NRW sind diese Änderungen bislang noch nicht umgesetzt. Mit den erfor-
derlichen Änderungen des Landesgesetzgebers könnten die GmbH & Co. KG sowie 
weitere Rechtsformen (OHG, KG) dann auch für die Planerberufe zugänglich werden.
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5. Die Aktiengesellschaft (AG)
 
Mit der Aktiengesetzesnovelle 1994 wurden Möglichkeiten geschaffen, eine sog. „klei-
ne AG“ als Alternative zur Gründung einer GmbH auch für mittelständische und kleine 
Unternehmen zu gründen. Auch hierbei handelt es sich wie bei der GmbH um eine ju-
ristische Person in Form einer Kapitalgesellschaft. Die einzelnen Aktionäre haften nur in 
Höhe der von ihnen gezeichneten Einlage. Erforderlich ist ein Grundkapital von 50.000 
€. Neben dem Vorstand muss ein Aufsichtsrat bestehend aus mindestens drei Personen 
benannt werden.

Beabsichtigt eine AG in ihrem Firmennamen eine der durch das Baukammerngesetz 
gesetzlich geschützten Berufsbezeichnungen zu führen, so muss diese ebenso wie die 
GmbH in das Gesellschaftsverzeichnis der AKNW eingetragen werden. Die Vorausset-
zungen dafür ergeben sich auch hier aus § 30 Abs. 2 - 4 BauKaG NRW.

Die Gründung einer AG, die einen vergleichsweise hohen Organisationsaufwand mit 
sich bringt, sollte in jedem Fall anwaltlich begleitet werden. Die Satzung bzw. der Gesell-
schaftsvertrag der AG sollte vor der notariellen Beurkundung informell mit der Rechtsab-
teilung der AKNW abgestimmt werden, um sicherzustellen, dass alle berufsrechtlichen 
Vorgaben beachtet sind. 

5. Zeitlich befristete Kooperationsformen
 
Viele Bauherren wünschen sich einen einzigen Vertragspartner, um sämtliche Planungs-
leistungen abzudecken. Aus diesem Grund schließen sich häufig verschiedene Architek-
tur- und Planungsbüros zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammen.

Die Arbeitsgemeinschaft ist ein zeitlich begrenzter, projektbezogener Zusammenschluss 
von mindestens zwei Planern, die ihre Leistungen gemeinschaftlich als ARGE erbringen.

Die ARGE ist, sofern keine andere Regelung getroffen wird, eine Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts. Es ist jedoch auch möglich, andere Rechtsformen als ARGE in Erwägung 
zu ziehen, wie eine ARGE-GmbH oder eine ARGE-OHG. Hier ist im Einzelfall zu erwä-
gen, ob die im Zusammenhang mit der Gründung der GmbH erforderlichen – zeitlichen 
und finanziellen - Aufwendungen für eine projektbezogene Zusammenarbeit wirtschaft-
lich sinnvoll sind. 

Der Zusammenschluss bedarf, wie bereits oben bei der GbR ausgeführt, nicht unbedingt 
eines schriftlichen Vertrags. Ein solcher ist jedoch aus Klarstellungs- und Beweisgründen 
dringend zu empfehlen; Orientierungshilfen zur Erstellung von ARGE-Verträgen erhalten 
Mitglieder auf Anforderung gerne bei der AKNW. Inhalte eines Vertrags können sein:
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 - die Bezeichnung der einzelnen ARGE-Gesellschafter

 - der Zweck der ARGE (Zweck der ARGE ist in der Regel der Zusammenschluss, um 
gemeinschaftlich sämtliche Architekten- und Ingenieurleistungen an einem Bauvor-
haben zu erbringen.)

 - die Verteilung der einzelnen Leistungen auf die jeweiligen Gesellschafter (Es sollte 
geregelt werden, welche Leistungen welcher Gesellschafter zu erbringen hat.)

 - die Verteilung des Honorars zwischen den Gesellschaftern

 - die Vertretung der ARGE im Außenverhältnis

 - die Verteilung der Haftung im Innenverhältnis (Wie oben bereits ausgeführt, besteht 
im Rahmen der GbR eine gesamtschuldnerische Haftung. Im Falle eines Mangels 
kann sich der geschädigte Bauherr an einen beliebigen Gesellschafter der ARGE 
wenden und von diesem den Ersatz des gesamten entstandenen Schadens fordern. 
Ein Ausgleich des in Anspruch genommenen Gesellschafters kann allenfalls im In-
nenverhältnis gegenüber dem eigentlichen Verursacher des Schadens erfolgen.)

 - Regelungen zum Urlaub

 - Regelungen zum Urheberrecht

 - Regelungen zur Berufshaftpflichtversicherung

Hier gibt es die Möglichkeit, dass jeder Gesellschafter eine eigene Berufshaftpflichtversi-
cherung unterhält oder eine gesonderte Haftpflichtversicherung der ARGE abgeschlos-
sen wird. Im erstgenannten Fall ist sicherzustellen, dass die eigene Haftpflichtversiche-
rung die betreffenden Leistungen im Rahmen der ARGE deckt. 

Weitere Informationen erteilt Ihnen gerne die 

Architektenkammer Nordrhein-Westfalen
Zollhof 1

40221 Düsseldorf
Tel: (0211) 49 67 - 0

E-Mail: info@aknw.de
Internet: www.aknw.de


